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3.1.1 Thema

Transnational governance und internationales Recht

3.1.2 Fachgebiet und Arbeitsrichtung
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3.1.3 Leiter

Prof. Dr. Gerd Winter
geb. 2. März 1943
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Der Projektleiter ist unbefristet eingestellt.

3.1.4 (entfällt)

3.1.5 Erklärung

In dem Teilprojekt sind keine Untersuchungen am Menschen, Studien im Bereich
der somatischen Zell- und Gentherapie, Tierversuche oder gentechnologische Un-
tersuchungen vorgesehen.

3.1.6 Beantragte Förderung des Teilprojektes (Ergänzungsausstattung)
Haushaltsjahr Personalkosten Sächliche Ver-

waltungs-
ausgaben

Investitionen Gesamt

2003 117,6   8,0 • 125,6

2004 117,6 10,3 • 127,9

2005 117,6   8,3 • 125,9

2006 117,6   3,4 • 121,0

Summe 2003-2006 470,4 30,0 • 500,4

(Beträge in Tausend �)
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3.2 Zusammenfassung

Immer mehr gesellschaftliche Probleme entziehen sich wegen ihres grenzüber-
schreitenden Charakters der Lösung durch den demokratischen Rechts- und Inter-
ventionsstaat, den DRIS. Sie können auch vom Völkerrecht nicht effektiv gelöst
werden, weil dieses – selbst noch in den entwickelten Formen der internationalen
Staatengemeinschaft – letztlich auf Staatenkonsens aufbaut und deshalb zu schwer-
fällig ist. Viele dieser Probleme werden stattdessen von transnational vernetzten
Fachbürokratien (TNB) und/oder von transnational operierenden Unternehmen
(TNU) aufgegriffen. Obwohl deren Problemlösungskapazitäten sehr unterschiedlich
eingeschätzt werden, tragen die TNB und TNU damit zu neuen Formen von public
bzw. private governance (zusammenfassend transnational governance) bei. Da-
durch verlagert sich in der Rechtsdimension Staatlichkeit insofern, als neben dem
formellen Recht der Staaten und des Staatenverkehrs ein informelles Recht entsteht,
das sich der unmittelbaren Kontrolle des DRIS entzieht. Dieses informelle Recht
tritt dabei in ein Spannungsverhältnis zum formellen Recht der Staaten und des
Staatenverkehrs, welches seinerseits den Wandel von Staatlichkeit in der Rechtsdi-
mension weiter vorantreiben dürfte.

Ziel des Teilprojektes ist es zum einen, ein empirisch gesättigtes Verständnis
der Problemlösungskapazitäten unterschiedlicher Formen von public und private
governance zu gewinnen und theoretisch zu verdichten. Zum anderen wird mit die-
sem Teilprojekt das normative Ziel verfolgt, die Anschlüsse im formellen Recht so
weiterzuentwickeln, daß sie das informelle Recht unterstützen und zugleich mögli-
chem Machtmißbrauch gegensteuern. Gesucht wird also letztlich eine veränderte
Fassung des DRIS, welche die Faktizität neu gewachsener informeller Rechts-
strukturen ins formelle Recht zurückholt.

Erste Phase: Analyse
(2003-2006)

Zweite Phase: Theorie
(2007-2010)

Dritte Phase: Reform
(2011-2014)

Fallstudien; Theoriebildung zu public
und private governance, Doktrinen-
bildung für Anschlüsse im allgemei-
nen Staats- und Völkerrecht

Fallstudien über weitere
Politikbereiche; Theorie der
Interlegalität; Theorie der
Geltung von Völkerrecht

Reformvorschläge zu public
und private governance;
Reformvorschläge zum
Staats- und Völkerrecht.
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3.3 Problemaufriß und Stand der Forschung

3.3.1 Problemaufriß

Im Zuge der sogenannten Globalisierung ist der demokratische Rechts- und Inter-
ventionsstaat (DRIS) zunehmend weniger dazu in der Lage, gestützt auf sein tradi-
tionelles Rechtsetzungs- und Rechtsdurchsetzungsmonopol Probleme durch natio-
nal government effektiv zu lösen. Im Globalisierungsprozeß entstehen deshalb neue
Formen von governance, welche ein Recht jenseits des Staates begründen – mithin
Staatlichkeit auch in der Rechtsdimension verlagern.

In der neueren sozial- und rechtswissenschaftlichen Literatur zu Globalisie-
rungsprozessen werden für diese neuen Formen der governance hauptsächlich zwei
Entwicklungslinien diagnostiziert, nämlich erstens Prozesse der internationalen
Vergemeinschaftung der Staaten in größeren Verbänden, und zweitens Prozesse der
Herausbildung einer Weltgesellschaft der Individuen. Beide Entwicklungsrichtun-
gen werden lebhaft diskutiert: Die internationale Staatsvergemeinschaftung wird
stärker von der Politikwissenschaft (s. als theoriebildende Beiträge Young 1994;
Rittberger 1993; Breitmeier 1996; Oberthür 1997; Zürn 1992, 1998) und der Völ-
kerrechtslehre (s. zusammenfassend Cassese 2001; Paulus 2001) behandelt. Die
Weltgesellschaft ist stärker Gegenstand der Soziologie (Lipschutz/Mayer 1996;
Münch 1998; Eisenstadt 1999; Paterson 2000; Brand u.a. 2001).

Weniger erforscht, und deshalb Gegenstand des hier vorgeschlagenen Projek-
tes, sind vor allem die im Zwischenbereich von Staatengemeinschaft und Weltge-
sellschaft „horizontal“ agierenden Netzwerke der transnationalen Bürokratien
(TNB) und der transnationalen Unternehmen (TNU). Diese und das von ihnen er-
zeugte informelle Recht stellen neue Formen von public und private governance
dar. Insofern ist die Forschung, die sich mit diesen Formen der transnational go-
vernance befaßt, für das Projekt relevant.

Da diese neuen governance-Formen in ein prekäres Verhältnis zu dem formel-
len Recht der Staaten und internationalen Organisationen treten, ist auch die For-
schung über die Anschlüsse zwischen den informellen und formellen Rechts-
schichten bedeutsam.

3.3.2 Stand der Forschung

Public Governance

In vielen internationalen Organisationen – sei es solchen mit völkerrechtlicher
Rechtspersönlichkeit, sei es solchen auf dem Wege dorthin – haben sich „unter-
halb“ der förmlichen Prozeduren der Rechtserzeugung Apparate von TNB zur Vor-
bereitung und Abstimmung konkretisierender Normen herausgebildet. Politikberei-
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che, die noch nicht durch internationale Verträge oder Organisationen überformt
sind, werden nicht selten dennoch durch „horizontale“ Netzwerke von TNB bear-
beitet.

Die Literatur hat diese Erscheinungen vor allem unter dem Gesichtspunkt der
Implementation und Effektivität (compliance) internationaler Regime untersucht
(Cameron/Werksman 1996; Chayes/Chayes 1995). Doch liegt der Schwerpunkt da-
bei auf der Durchsetzung des vereinbarten Rechts (monitoring, Berichtspflichten,
Streitschlichtung, Sanktionen usf.), weniger auf der eigenen Kreativität der trans-
nationalen Implementationsnetzwerke von Fachbeamten, Experten und NGOs.
Zwar werden neuerdings auch Formen von „horizontaler“ transnational governan-
ce untersucht (Slaughter 2000; Reinicke/Deng 2000; Tietje 1999; Reinicke 1998),
doch haben die Beiträge noch eher explorativen und klassifikatorischen Charakter.
Auch herrscht eine affirmative Grundstimmung vor. Insgesamt fehlt es an einer
breiteren empirischen Basis, die eine besser abgestützte Beurteilung der Formen,
Leistungen und Risiken der public governance erlaubt. Die Notwendigkeit, hierzu
mehr zu forschen, ist verschiedentlich betont worden (Schmidt 2000; Slaughter
2000).

Die administrative Fragmentierung des Nationalstaates ist zwar ein traditions-
reiches Thema der Verwaltungssoziologie (vgl. u.a. Marin/Mayntz 1991), unter
Globalisierungsgesichtspunkten wurde sie bislang aber nicht ausreichend erforscht.
Wenig erforscht ist auch die Vernetzung der TNB mit den TNU und ihren Verbän-
den.

Private Governance

Als private governance wird die Selbstregulierung privater Akteure, namentlich
von TNU, bezeichnet. Man kann zwischen Selbstregulierung der Verkehrsformen
wirtschaftlicher Transaktionen und der Sicherung des Gemeinwohls unterscheiden.
Ein interessanter Forschungsstrang hat sich zur Analyse der Herausbildung von
Verkehrsformen globaler Marktbeziehungen in Eigenregie von Unternehmen, gro-
ßen Anwaltskanzleien und internationalen Unternehmensverbänden entwickelt (s.
u.a. Gessner 1998; Appelbaum u.a. 2001). Weniger erforscht ist dagegen das
Selbstregulierungspotential der TNU hinsichtlich öffentlicher Interessen wie des
Verbraucher- und Umweltschutzes. So wird z.B. konstatiert, daß TNU Regelungs-
gefälle zwischen Sitz- und Tätigkeitsstaat ausnutzen können (Robé 1997: 46; Gros-
se 1982: 415; Bohmann 1999: 508). Ob sie diese Situation aber wirklich ausnutzen,
oder ob sie sich über Selbstbindungen an den Standards des Herkunftslandes oder
äquivalenten Standards orientieren, ist dagegen empirisch wenig erforscht.

In den 1970er und 1980er Jahren wurde versucht, der Problematik mit Verhal-
tensleitlinien (codes of conduct) internationaler Organisationen (z.B. der OECD,
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ILO, WHO, nur als Entwurf: UN-Verhaltenskodex) beizukommen, was in der Lite-
ratur breit diskutiert worden ist (Steeg 1985: 8ff.; Hailbronner 1981: 338ff.; Bryde
1981: 19f.; Horn 1980: 447). Autoren und Umsetzungsverpflichtete sind hier je-
doch die Staaten und internationalen Organisationen, nicht die Unternehmen selbst.

In der Praxis hat sich mittlerweile ein Ansatz eigener Normbildung bei den
TNU entwickelt. Die Fülle der hier beobachtbaren Varianten ist bisher aber nur
partiell untersucht worden und dies weitgehend klassifikatorisch und beschreibend.
Ein Beispiel sind die Normen der ISO [International Standardisation Organisation]
(Clapp 1998: 295 ff.; Falke 2001). Ein anderes Beispiel mit einem noch wesentlich
geringeren Grad von Institutionalisierung ist die Regulierung der Internetkommu-
nikation (Röben 1999: 400), die im Teilprojekt B4 (Regulation und Legitimation
im Internet) näher untersucht wird. Recht ambitiös ist die Theoriebildung zur ge-
sellschaftlichen Bedeutung der privaten Kodizes (Muchlinski 1995: 81ff.). Die An-
sichten reichen von der Negativeinschätzung, wonach es sich bei un-
ternehmensinternen Leitlinien zu großen Teilen um public relations-Maßnahmen
handele, bis zu einer recht positiven Bewertung ihrer Anerkennung und Wirksam-
keit (vgl. Baker 1993: 414 ff.; Pitt/Groskaufmanis 1990: 319 ff.; Mahari 1985). Der
empirische Gehalt der vorhandenen Studien ist jedoch eher gering. Er reicht nicht
aus, um die Formen und Leistungen privater codes gründlich zu erfassen.

Diese bisher noch spärliche Literatur wird in dem Projekt aufzugreifen und
weiterzuführen sein. Insbesondere kommt es darauf an, die Vielfalt der informellen
Normen im Rahmen jener „Selbstregulative“ zu erschließen und unter Gesichts-
punkten der Wirkungen und Erfolgsbedingungen zu analysieren. Neben außenge-
richteten codes of conduct sind insbesondere konzerninterne Management-, audit-
und Prüfsysteme sowie selbstgesetzte technische Standards zu erforschen.

Formelles und informelles Recht

Der Erforschung der durch TNB und TUN geschaffenen informellen Rechtsnormen
soll eine Betrachtung der formellen Kategorien des allgemeinen Staats- und Völker-
rechts gegenübergestellt werden. Zu fragen ist, ob das formelle staatliche Recht –
mit seinen rechtsstaatlichen Forderungen nach Grundrechtsschutz und Legitimation
– und das internationale Recht dem informellen Recht entgegensteht, oder ob es in
einem gegenseitigen Anpassungsprozeß beider Normsysteme neu konstruiert wer-
den kann.

In neueren regimetheoretischen Ansätzen in der Politikwissenschaft wird ver-
sucht, eine Verbindung zu den Kategorien des allgemeinen Völkerrechts herzustel-
len. So wird unterschieden zwischen informellen und formellen Dimensionen von
Regimen sowie innerhalb der Regime zwischen governance-Systemen – als weni-
ger formalisierten Gebilden – und internationalen Organisationen als Gebilden mit
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Handlungskompetenzen, Apparat und unter Umständen auch Rechtspersönlichkeit
(Young 1994: 163ff). Auch wird nach der Legalisierung internationaler Regime ge-
fragt, also einer Verdichtung der Institutionalisierung, die sich unter den Dimensio-
nen der rechtlichen Verpflichtung, der Genauigkeit der Formulierung und der Ü-
bertragung von Hoheitsrechten erfassen läßt (Abbott u.a. 2000: 401; Abbott/Snidal
2000: 421). Doch sind diese Ansätze eher programmatisch. Die Einlösung insbe-
sondere auch im Hinblick auf die methodischen Schwierigkeiten der Spannung
zwischen Informalität und Formalität steht weitgehend noch aus.

In der staats- und völkerrechtstheoretischen Literatur mehren sich in jüngerer
Zeit Versuche, die Ebenen der informellen und formellen Normen nicht mehr nur
als klassische Kluft zwischen Sein und Sollen abzutun, sondern in umfassendere
Konzepte zu integrieren. Hierzu gehören die Vorschläge zu einem „Weltinnen-
recht“ (Delbrück 1997), einem „Recht der Globalisierung“ (Hobe 1999: 278) und
einem „Recht der internationalen Gemeinschaft“ (Paulus 2001). Dabei werden auch
einzelne Phänomene informeller Normen beispielgebend herangezogen, aber insge-
samt fehlt es doch an einer gründlichen Normbereichsanalyse, die zunächst der Ei-
genlogik der private und public governance nachspürt und aus ihr heraus angemes-
sene Perspektiven für und von Verrechtlichung zu gewinnen versucht. Dennoch
liegen interessante Studien zu einer Fülle von Einzelaspekten vor.

Zu staatsrechtlichen Kategorien: Im Hinblick auf public-governance-
Probleme sind vor allem der Parlamentsvorbehalt und die Verweisung von Geset-
zen auf informelle Normen der TNB behandelt worden (Tietje 2001). Dies ist mit
der Frage fortzuführen, ob neben der parlamentarischen auch andere Legitimati-
onsquellen erschlossen werden können. Einschlägig ist auch das internationale
Verwaltungsrecht mit seinem Fokus auf die grenzüberschreitenden Wirkungen von
Verwaltungsakten und gerichtlichem Rechtsschutz (Ruffert 2000). Hier ergeben
sich Ansätze, die vom „internationalen“ zu einem „transnationalen“ Verwaltungs-
recht weiterdenken.

Im Hinblick auf private governance ist die Anwendbarkeit des Sitzstaatrechts
auf Direktinvestitionen Thema (Herdegen 2002: § 3; Rumpf 1997; Baker 1993:
400), desgleichen – im derzeit laufenden bremischen Projekt „Doppelstandards“ –
(s. unten 3.7) – die Anknüpfung von Haftungs- und Wettbewerbsvorschriften an
Selbstbindungen von TNU und die Durchgriffshaftung im transnationalen Konzern.
Der Schwerpunkt liegt hier jedoch auf einer anderen Problematik, der des Rege-
lungsgefälles zwischen Sitz- und Tätigkeitsstaat und der der Selbstbindung ange-
sichts des unterentwickelten Rechts im Tätigkeitsstaat. Wenig thematisiert ist dem-
gegenüber das Potential des informellen Rechts der TNU und TNU-Verbünde im
Verhältnis der Industriestaaten untereinander, also in der OECD-Welt selbst.
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Zu völkerrechtlichen Kategorien: Der Dynamik von public governance- Prin-
zipien der internationalen Organisationen stehen die begrenzte Einzelermächtigung
und die ultra vires-Lehre entgegen (vgl. Klein 1997: 356 ff.). Hier sind möglicher-
weise neue Formen der Ermöglichung von Kompetenzen zur Konkretisierung all-
gemeiner Normen auszudenken. Häufig behandelt wird die Erleichterung der Er-
zeugung von völkerrechtlicher Verbindlichkeit durch Verfahren des opting out,
durch Rahmenkonventionen und ausfüllende Protokolle, durch soft law und späte-
res hard law (Seidl-Hohenveldern/Loibl 1997; Birnie/Boyle 2002). Auch in dieser
Beziehung sind noch weitere Formen vorstellbar.

Desgleichen hat die Einbeziehung von NGOs in den Rechtssetzungs- und
Implementationsprozeß internationaler Organisationen Aufmerksamkeit auf sich
gezogen. Rechtlich wird darauf etwa im Anschluß an Resolutionen des UN-
Wirtschafts- und Sozialrats mit der Einräumung eines förmlichen Konsultativstatus
für bestimmte akkreditierte NGOs reagiert (Hobe 1999: 167ff.). Dabei wird u.a.
nach der demokratischen Legitimität sowie der Binnenstruktur von NGOs gefragt
(Nowrot 1999: 600f.; Stoecker 2000: 99ff.; Brand u.a. 2000). Die faktische
Einflußnahme von NGOs geht möglicherweise aber über die Nutzung der formal
vorgesehenen Konsultativkompetenzen hinaus: Sie werden teilweise selbst zu Mit-
erzeugern internationalen Rechts (Günther 2001: 540).

Im Hinblick auf private governance ist die Völkerrechtssubjektivität von TNU
häufiger diskutiert worden. Hauptbeispiele sind quasi-völkerrechtliche Verträge
von TNU mit Staaten, in denen die Freiheit der Staaten beschränkt wird, ihre inter-
ne Rechtsordnung nach Gutdünken zu gestalten (Herdegen 2002: 234; Shaw 1997:
176f.; Seidl-Hohenfeldern 1989: 11ff.; Hailbronner 1997: 197). Daß dies Völker-
rechtssubjektivität vermittelt und die Verträge dementsprechend dem Völkerrecht
unterliegen, wird meist im Ergebnis abgelehnt (Hailbronner 1981: 335ff.; Bryde
1981: 20; für partielle Völkerrechtsfähigkeit Wildhaber 1978: 37ff.; Herdegen
2002: 234). Ähnlich ist gefragt, aber überwiegend verneint worden, ob die Einhal-
tung privater codes durch TNU zur Entstehung von Völkergewohnheitsrecht führt
(vgl. Herdegen 2002: § 3 Rdnr. 43).

Eine gründliche rechts- und sozialwissenschaftliche Analyse muß auch in theo-
retischer Absicht thematisieren, ob sich das Beharrungsvermögen der formellen
Normen nachteilig auswirkt, oder ob das gemeinsame Auftreten der unterschiedli-
chen Typen von Recht und Quasi-Recht in den einzelnen Politikfeldern ein pro-
duktives Spannungsverhältnis darstellt. Jedenfalls genügt es nicht, in postmoderner
Perspektive die verschiedenen Rechtstypen und -schichten als unvermitteltes Ne-
beneinander zu betrachten (vgl. etwa die These der „Heterarchie“ bei Teubner
2000). Vielmehr ergibt sich ein kompliziertes Geflecht von „interlegalen“ (Sousa
Santos 1995) Beziehungen zwischen verschiedenen Rechtsschichten, ein Feld mit
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Hierarchien, Verschränkungen und Verweisungen, aber möglicherweise auch Wi-
dersprüchen und einem labilen Gleichgewicht. Insoweit fehlt es an empirisch ge-
sättigten Analysen. Juristisch fehlt es an methodisch reflektierter Arbeit an den
Metaregeln, die als Brücken zwischen dem Informellen und Formellen dienen kön-
nen.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Gerd Winter hat sich seit langem mit dem Verhältnis von formellem und informel-
lem Recht befaßt. Er hat in den Frühzeiten dieser Forschungen Theoreme des Voll-
zugsdefizits (1976) und des tauschförmigen Rechts (1978) mitbegründet und in
Untersuchungen zur Verflechtung von Staat und Wirtschaft (Gessner/Winter 1982)
und zum Verhältnis von Regulierung und Deregulierung (1994) weitergeführt. Die-
se unterschiedlichen Ansätze und Begrifflichkeiten beleuchten unterschiedliche
Aspekte eines dauerhaften Phänomens.

Während diese Beiträge auf den nationalen Rahmen beschränkt waren, hat sich
Gerd Winter mit Kollegen und Mitarbeitern im Rahmen des Zentrums für Europäi-
sche Rechtspolitik (ZERP) mit der Normenhierarchie im Europäischen Mehrebe-
nensystem befaßt und Vorschläge zu einer Reform der Rechtsquellen des Gemein-
schaftsrechts vorgelegt (1996). Diese verstehen sich explizit als Kontrapunkt eines
formellen Rechtsausbaus gegenüber solchen Auffassungen, die sich für eher ano-
mische Modelle direkten Deliberierens und flexiblen Koordinierens bei den EU-
Strukturen begeistern.

Gerd Winter hat als Leiter der Forschungsstelle für Europäisches Umweltrecht
(FEU) zudem Kompetenzen im Bereich der deutschen und europäischen Chemika-
lienpolitik erworben, welche in die geplante Fallstudie über die internationale
Chemikalienregulierung einfließen können. Allerdings sind diese Kompetenzen e-
her praxisnah auf die Begutachtung einzelner juristischer Aspekte und die Ausar-
beitung von konkreten Reformvorhaben bezogen, so z.B. zur Verbesserung der Ri-
sikobewertung und des Risikomanagements von Chemikalien.

Völkerrechtlichen Fragen hat sich Gerd Winter im Rahmen der FEU im Zu-
sammenhang mit dem Umweltrecht gewidmet. Eine Untersuchung über Umwelt-
schutz und Welthandelsrecht (2001a) und eine weitere über den völkerrechtlichen
Rahmen von Direktinvestitionen von einer Mitarbeiterin (Böttger 2002) bieten
Vorarbeiten insbesondere für die rechtlichen Anschlußstellen von public und pri-
vate governance.

Probleme der Rechtssoziologie transnationaler Beziehungen hat die FEU im
Rahmen des Projektes „Doppelstandards“ (dazu s. unten 3.7) bearbeitet. Von Be-
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deutung für das geplante Projekt ist eine Untersuchung über die Bedingungen der
Selbstverpflichtung von TNU (Herberg 2001).

Literaturangaben zu den eigenen Vorarbeiten

Winter, Gerd (2002) „Constitutionalising Environmental Protection in the EU“ Yearbook of European
Environmental Law 2 67–88 (Oxford: Oxford University Press)

– (2002) „Das Öffentliche und die Europäische Union“ in: Gerd Winter, Hg. Das Öffentliche heute
Baden-Baden: Nomos 197-216

– (2001) „Welthandelsrecht und Umweltschutz“ in: Klaus-Peter Dolde, Hg. Umweltrecht im Wandel
Berlin: Erich Schmidt Verlag Berlin 71-98

– Hg. (2000) Risk Assessment and Risk Management of Toxic Chemicals in the European Community
Baden-Baden: Nomos Verlag

– (1999) „Die Rolle des Rechts bei der Entstehung von Umwelt- und Sozialrisiken“ in: Alfons Bora,
Hg. Rechtliches Risikomanagement Berlin: Duncker & Humblot 293-307

– (1998) „Internationale Bezüge in den Vorschriften des UGB-KomE“ Jahrbuch des Umwelt- und
Technikrechts 45 137-159

– (1997) „Das Umweltrecht der Europäischen Union unter dem Druck der globalen Konkurrenz“ in:
Norbert Reich & Renate Heine-Mernik, Hg. Umweltverfassung und nachhaltige Entwicklung in der
Europäischen Union Baden-Baden: Nomos 33-64

– Hg. (1996) European Environmental Law. A Comparative Perspective Dordrecht: Aldershot
– Hg. (1996) Sources and Categories of European Union Law Baden-Baden: Nomos Verlag
– (1994) „Drei Arten gemeinschaftlicher Rechtssetzung und ihre Legitimation“ in: Gert Brüggemeier,

Hg. Verfassungen für ein ziviles Europa Baden-Baden: Nomos Verlag 45-72
– (1982) „Literaturbericht zum Thema“ in: ders. & Volkmar Gessner, Hg. Rechtsformen der Verflech-

tung von Staat und Wirtschaft Opladen: Westdeutscher Verlag 9-37 (= Jahrbuch für Rechtssoziolo-
gie und Rechtstheorie VIII)

– (1978) „Tauschförmiges Recht“ Kritische Justiz 11:3 254-271
– (1976) Das Vollzugsdefizit im Wasserrecht. Zugleich ein Beitrag zur Soziologie des öffentlichen

Rechts Berlin: Erich Schmidt Verlag
Herberg, Martin (2001) „Codes of Conduct und kommunikative Vernunft. Rechtssoziologische Über-

legungen zu den umweltbezogenen Selbstverpflichtungen transnationaler Chemiekonzerne“ Zeit-
schrift für Rechtssoziologie 22:1 25–52

Böttger, Katja (2002) Die Umweltpflichtigkeit von Direktinvestitionen im Völkerrecht Baden-Baden:
Nomos (i. E.)

3.5 Arbeitsprogramm
(Ziele, Methoden, Arbeits- und Zeitplan)

3.5.1  Forschungsziele

Überblick

Der demokratische Rechts- und Interventionsstaat, der DRIS, hat seit langem
grenzüberschreitende Probleme, die er mit seinem nationalen Recht nicht selbst lö-
sen kann und über Völkerrecht zu lösen versucht. Dessen traditionelle Gestalt ist
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durch die souveräne Gleichheit der Staaten geprägt: Seine Rechtssätze entstehen
nach dem Willen, der Übung und der Rechtstradition möglichst aller betroffenen
Staaten, d.h. weitgehend aus deren Konsens. Da sich diese Struktur gegenüber der
Dynamik globaler Probleme als zu schwerfällig erwies, haben sich Formen heraus-
gebildet, die sich auf die Vorstellung einer internationalen Staatengemeinschaft
gründen. Der DRIS überträgt diesen teilweise Rechtsetzungsfunktionen. Internatio-
nale Organisationen werden in reicher Fülle gegründet und erhalten Beschlußkom-
petenzen, die auf Mehrheitsentscheidung beruhen, in vereinfachter Weise Verbind-
lichkeit erhalten und durch besondere Mechanismen implemetiert werden. Ge-
wohnheitsrecht ist nicht mehr auf allgemeine Übung angewiesen, Rechtsgrundsätze
können ius cogens sein, Vertragsrecht entfaltet Wirkung erga omnes, usf.. Dadurch
werden staatliche Souveränitätsrechte relativiert und teils auf die Staatengemein-
schaft übertragen. Die Staaten werden von Gründern zu Mitgliedern, die sich an der
verbandsinternen politischen Willensbildung beteiligen. Doch trotz der Erleichte-
rungen der Rechtsbildung und -durchsetzung in der internationalen Staatengemein-
schaft, beruht diese weiterhin letztlich auf den Staaten als den zentralen Akteuren
und behält dadurch manches von der Schwerfälligkeit des älteren Völkerrechts.

Neben dem formellen staatlichen und internationalen Recht und seinen Trä-
gern, den Staaten und internationalen Organisationen, haben sich in jüngerer Zeit
zwei neue Strukturen entwickelt, die ihr eigenes informelles Recht erzeugen und
für Problemlösungen einsetzen: Netzwerke von transnational agierenden Bürokra-
tien (TNB), d.h. öffentliche Strukturen, die im Hinblick auf Gemeinwohlprobleme
Steuerungsleistungen erbringen und deshalb als public governance bezeichnet wer-
den, sowie – in sich oder in Verbänden vernetzte – transnationale Unternehmen
(TNU), d.h. private Strukturen, die ebenfalls im Hinblick auf Gemeinwohlprobleme
Steuerungsleistungen erbringen und deshalb private governance genannt werden.
Beide Formen informellen Rechts ergänzen das klassisch im DRIS verankerte for-
melle Recht und tragen möglicherweise dazu bei, daß sich Staatlichkeit in der
Rechtsdimension verlagert – konkret: transnationalisiert. Gleichzeitig tragen diese
Entwicklungen das Potential für ein neuartiges Zusammenspiel von formellem und
informellem Recht, gleichsam einer Re-Konfiguration von Staatlichkeit innerhalb
der Rechtsdimension in sich.

„Nach oben“ steht das informelle Recht der transnational governance in
Wechselbeziehung mit dem formellen Recht der international governance: Trans-
national Governance unterläuft international governance und ergänzt oder ersetzt
es sogar; international governance behindert oder unterstützt und korrigiert trans-
national governance. „Nach unten“ steht das informelle Recht in Beziehung zu den
Einzelnen und ihren Verbänden, die sich ebenfalls wie public und private gover-
nance transnational – anspruchsvoller gesagt: als Weltgesellschaft – formieren.



Bereich A: Die Zukunft 249 A3
des Rechtsstaates Winter

Public governance ist mit den Bürgern und ihren Non-Governmental Organisations
(NGOs) „politisch“ via voice verknüpft, private governance mit den Verbrauchern
und ihren NGOs „marktlich“ via exit option (vgl. hierzu Hirschmann 1974). Diese
Zusammenhänge werden in Abbildung 1 bildlich dargestellt.

Abbildung 1: Zwei Rechtsschichten, ihre Träger, ihre Funktionen und ihr Verhältnis

Die internationale Staatengemeinschaft
erzeugt

Die Staaten
erzeugen

unter Erfüllung von Funktionen der
national und international governance

formelles Recht der
Staaten und internationalen Organisationen.

Dieses

� �

• behindert • wird unterlaufen
• unterstützt • ersetzt
• korrigiert • ergänzt durch

� �

informelles transnationales Recht
Dieses erfüllt

Funktionen der
public governance

und

Funktionen der
private governance

und

wird erzeugt von
transnationalen Bürokratien (TNB)

wird erzeugt von
transnationalen Unternehmen (TNU)

Darauf wirken
NGOs der Bürger

„politisch“ ein

Darauf wirken
NGOs der Konsumenten

„marktlich“ ein:

TNB entwickeln sich im Rahmen internationaler Organisationen als Implementati-
onsnetzwerke, die den porösen rechtlichen Rahmen füllen und für die Umsetzung
sorgen. Aber auch außerhalb internationaler Verbandsbildung sind TNB aktiv. Ihre
„horizontale“ Vernetzung ist nicht selten sogar effektiver als das letztlich am Ein-
stimmigkeitsprinzip hängende langsamere Gefüge einer internationalen Organisati-
on. Solche public governance löst sich teilweise aus der judiziellen und parlamenta-
rischen Kontrolle der Herkunftsstaaten der Funktionäre und wird zugleich durch
formelle internationale Organisationen, soweit solche bestehen, meist nur schwach
geführt. Dabei hat ihr Wirken doch erheblichen Einfluß auf das Leben in und au-
ßerhalb der Herkunftsstaaten. Sie kann zu Machtmißbrauch führen und wirft des-
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halb Fragen der Sicherung materieller Grundwerte und prozeduraler Legitimation
auf.

Hieran schließt die Forschungsfrage 1 an: In welchen organisatorischen und
rechtlichen Varianten - auch in Beziehung auf TNU - treten TNB auf? Gelingt es
ihnen, die nationale Bindung zugunsten eines transnationalen Gemeinwohls zu
transzendieren, und berücksichtigen sie – materiell und prozedural – ihre politische
Klientel?

TNU entziehen sich weitgehend dem rechtlichen Zugriff der einzelnen Staaten. Sie
treten diesen, zumal den kleineren, wie eigene Souveräne gegenüber. Dies bedeutet
nicht, daß sie rechtlos agieren. Aber ihre Ordnungen sind primär selbst gesetzt und
stehen erst sekundär in einem besonderen Verhältnis zu staatlichem und internatio-
nalem Recht. TNU können Marktmacht entwickeln und sind andererseits letztlich
von ihren Kunden abhängig. Außerdem treten sie je nach Sachbereich in mehr oder
weniger enge Interaktion mit den TNB.

Hieraus ergibt sich die Forschungsfrage 2: In welchen organisatorischen und
rechtlichen Varianten - auch in Beziehung auf TNB - treten TNU auf? Gelingt es
ihnen, die Bindung an das ökonomische Eigeninteresse mit den Anforderungen ei-
nes umfassenderen Gemeinwohls zu vereinbaren, und wie interagieren sie mit ihrer
marktlichen Klientel?

Das formelle Recht der international governance kommt unweigerlich in Kon-
takt mit dem informellen Recht der transnational governance und entwickelt For-
men, die das Informelle teils legalisieren, teils unterbinden und teils korrigieren. Es
begegnet der Problemlösungsorientierung der transnational governance vor allem
durch normative Gebote materieller Grundrechte (z.B. Gesundheitsschutz) und
Grundsätze (z.B. Umweltschutz) sowie prozeduraler Einbindung (z.B. Partizipati-
on, Informationspflichten).

Hier setzt Forschungsfrage 3 an: Welche Anschlußbegriffe und -regeln für
public und private governance hat das Recht der Staaten und Staatengemeinschaf-
ten ausgebildet? Wirken diese unterstützend, hindernd oder korrigierend? Werden
sie durch das informelle Recht unterlaufen oder ergänzt?

Die drei Forschungsfragen werden nicht konsekutiv behandelt, sondern im ge-
samten Projekt parallel geführt. Dabei werden insbesondere in den ersten beiden
geplanten Projektphasen empirische Erhebungen und theoretische Arbeiten im
Vordergrund stehen. In der dritten Projektphase werden dann verstärkt auch Re-
formüberlegungen angestellt.

Der Ablauf des Projektes ist in der folgenden Abbildung im Überblick darge-
stellt und wird sodann im Einzelnen erläutert.
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Abbildung 2: Der Ablauf des Projektes nach Phasen

Erste Phase : Analyse
(2003-2006)

Zweite Phase: Theorie
(2007-2010)

Dritte Phase: Reform
(2011-2014)

1. Fallstudie zur transnatio-
nalen Chemikalienregulie-
rung; Sekundäranalyse
kontrastierender Regime
(rechtssoziologisch und ju-
ristisch)

2. Theoriebildung zu public
governance (rechtssozio-
logisch)

3. Theoriebildung zu private
governance (rechtssoziol-
ogisch)

4. Staats- und völkerrecht-
liche Anschlüsse (juri-
stisch)

1. Fallstudie über ein weite-
res internationales Regime
(Klimaschutz?); Fortset-
zung der Sekundäranalyse
weiterer Regime (rechts-
soziologisch und juristisch)

2. Theoriebildung zur Interle-
galität (rechtssoziologisch)

3. Theorien der Genesis und
Geltung des staatsbasier-
ten Völkerrechts (juristich)

1. Systematischer Überblick
über private und public go-
vernance in den Haupttypen
von internationalen Regi-
men; Fortsetzung am Bei-
spiel Wirtschafts- wie Ar-
beits- & Sozialrecht (rechts-
soziologisch und juristisch)

2. Entwicklung von Reform-
vorschlägen zu public und
private governance (rechts-
soziologisch)

3. Entwicklung von Reform-
vorschlägen zu staats- und
völkerrechtlichen Grund-
kategorien (juristisch)

Erste Phase: Empirie und Erarbeitung von Theorien und Doktrinen

Im Einzelnen sind in der ersten Phase des Teilprojektes folgende Arbeitsschwer-
punkte vorgesehen:
1. Fallstudien, insbesondere zur internationalen Chemikalienregulierung
2. Theoriebildung im Bereich public governance
3. Theoriebildung im Bereich private governance
4. Aufarbeitung der staats- und völkerrechtlichen Grundbegriffe und Regeln im

Hinblick auf public und private governance

(1) Fallstudien: Chemikalienregulierung und Kontrastfälle

Für die erste Projektphase ist eine umfangreiche Fallstudie zur internationalen
Chemikalienregulierung geplant. Sie soll durch Sekundäranalysen von Studien zu
weiteren kontrastierenden Regimen ergänzt werden. Mit der Chemikalienregulie-
rung wurde ein Politikfeld ausgesucht, das erst in Ansätzen Strukturen von interna-
tional governance ausgebildet hat und deshalb in besonderem Maße der transnatio-
nal governance Gelegenheit bietet, ihre selbstgesteuerte Problemlösungskapazität
unter Beweis zu stellen. Die kontrastierenden Fälle sollen sich dementsprechend auf
solche Problemfelder beziehen, für die es bereits ausgewachsene internationale Re-
gime gibt, wie z.B. der Meeresumweltschutz im Hinblick auf Abfall- und Abwas-
sereinbringung. Die konkrete Auswahl der kontrastierenden Fallstudie soll im
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zweiten Jahr vor dem Hintergrund der Erfahrungen im ersten Jahr vorgenommen
werden.

Die Chemikalienregulierung war, im Weltmaßstab gesehen, lange Zeit Ge-
genstand nationalen und später regionalen Rechts. Seit etwa 10 Jahren hat sich aber
die Erkenntnis durchgesetzt, daß Chemikalien durch vielfältige Produkttransporte
und -verwendungen weltweite ökologische und gesundheitliche Folgen haben und
daß sie ganz überwiegend durch große TNU hergestellt und vermarktet werden, daß
also ein per se globales Problem vorliegt. Dementsprechend erwies sich nicht nur
der nationale Zugriff, sondern bald auch der regionale durch die EU, durch die
USA und durch Japan als nicht effektiv genug. Hinzu kam die Erkenntnis, daß der
stark auf formelles Recht und seinen Vollzug setzende Ansatz der enormen Menge
von Gefahrstoffen nicht (mehr) Herr wurde und nach neuen Wegen der Mobilisie-
rung von Eigenverantwortung gesucht werden mußte.

Angestoßen auch durch die Agenda 21 von 1992 haben sich deshalb transnati-
onale Netzwerke nationaler und regionaler Bürokratien herausgebildet (TNB), die
sich insbesondere im Rahmen der OECD (Organisation for Economic Cooperation
and Development), aber auch – je nach Problemaspekt – im Rahmen des UNEP
(United Nations Environmental Program), der ILO (International Labour Organiza-
tion), der FAO (Food and Agriculture Organisation) und der WHO (World Health
Organisation) koordinieren. Die genannten internationalen Organisationen stimmen
sich ihrerseits auf einer noch höheren Ebene im Rahmen des IOMC (Inter-
Organisation Program for the Sound Management of Chemicals) ab. Gegenstand
dieser zweistufigen Zusammenarbeit und des daraus hervorgehenden informellen
Rechts sind die von der Industrie vorzulegenden Datensätze, die Risikobewer-
tungsmethoden, die Einstufung in Gefahrenklassen, die Kennzeichnung von Pro-
dukten und – in Ansätzen – das Risikomanagement hinsichtlich der auf dem Markt
befindlichen (ca. 30.000) Stoffe. Die Leistung dieser public governance besteht
darin, nationale und regionale Standards zu harmonisieren, Doppelarbeit zu ver-
meiden und teils auch darin, die große Anzahl von Stoffen inernational arbeitsteilig
aufarbeitbar zu machen.

Besonders signifikant für diesen transnationalen Ansatz ist die Verschränkung
der Initiativen der TNB mit Initiativen der Problemverursacher, unter denen die
transnationalen Chemieunternehmen die Hauptträger sind (TNU). In Reaktion auf
öffentliche Proteste in den USA und in Europa über die schleppende Risikokon-
trolle – in der EU wurden bei einer Gesamtzahl von etwa 3000 Problemstoffen in 8
Jahren ca. 20 Stoffe aufgearbeitet – sind die regionalen Dachverbände der TNU wie
CEFIC (Comité Européen des Fédérations de L´Industrie Chimique) in der EU,
CMA (Chemicals Manufacturerers Association) in den USA und der entsprechende
Dachverband in Japan je für sich und über ein eigenes Koordinationsgremium
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(ICCA - International Council of Chemicals Associations) auch untereinander
Selbstbindungen eingegangen. Danach sollen die erforderlichen Risikodaten be-
schleunigt vorgelegt, eigene Risikobewertungen durchgeführt und gefährliche Stof-
fe freiwillig vom Markt genommen werden (Devos 2000). Daneben wenden sie
sich über Unternehmensleitlinien (responsible care) direkt an die Konsumenten.

Die Abstimmung zwischen den Netzwerken der TNB und denen der TNU er-
folgt über ein eigenes Forum, das IFCS (Intergovernmental Forum on Chemical Sa-
fety), daneben auch über die beratende Mitwirkung der Industrie in den Arbeits-
gruppen der OECD. Sie zielt – ähnlich wie die Koordinierung der TNB untereinan-
der – auf Harmonisierung der Standards, Vermeidung von Doppelarbeit und Ar-
beitsteilung (Hildebrand/Schlottmann 1998). Im IFCS sind auch NGOs der
Verbraucher- und Umweltinteressen beteiligt. Seit kurzem können sie darüber hin-
aus in den Arbeitsgruppen der OECD teilnehmen. Neben dieser auf die TNB ge-
richteten „politischen“ Teilnahme stehen die „marktlichen“ Einflußnahmen der
NGOs gegenüber den TNU, etwa durch Boykottdrohungen hinsichtlich bestimmter
Stoffe oder Produkte.

Aus dem informellen Recht dieser transnational governance ist teilweise for-
melles internationales Recht entstanden oder in Entstehung begriffen, wie insbe-
sondere die PIC-Konvention (PIC = prior informed consent), die für grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher Stoffe Genehmigungsverfahren vorsieht, und
die POP-Konvention (POP = persistent organic products), die bestimmte Stoffe
verbietet. Solche Formalisierungen haben bisher jedoch nur peripher stattgefunden.
Sie kommen wegen des Einstimmigkeitsprinzips auch sehr langsam zustande und
setzen aufwendige Abstimmungen voraus. Effektiver scheint die unmittelbare Ab-
stimmung der TNB und TNU zu sein. Einen Mittelweg bietet die Benutzung ver-
einfachter Rechtsbildungsmöglichkeiten im Rahmen internationaler Organisationen
wie des UNEP.

Die Fallstudie zur Chemikalienregulierung soll durch die drei oben aufgeführ-
ten Forschungsfragen angeleitet werden.

Zum informellen Recht der TNB ist – rechtssoziologisch – zu untersuchen,
(1) in welchen Organisationsformen sich die nationalen und internationalen

Fachbürokratien der Chemikalienkontrolle abstimmen,
(2) in welcher Weise sie mit den TNU und den NGOs zusammenarbeiten
(3) inwieweit sie ihre Prozeduren und Abstimmungen in einem eigenen Quasi-

Recht niederlegen und in welcher Beziehung und auf welcher Ebene sie eine
Umgießung ihrer Ergebnisse in verbindliches Recht anstreben,
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(4) und wie ihre Leistungen im Hinblick auf die Aufarbeitung der angewachse-
nen Altlast der Altstoffe und im Hinblick auf die Kontrolle der Neustoffe
unter Gesichtspunkten der Nachhaltigkeitssicherung zu bewerten sind.

Zum informellen Recht der TNU ist – ebenfalls rechtssoziologisch – zu untersu-
chen,
(5) in welchen konzerninternen und -externen Organisationsformen die TNU ihr

Produktdesign auf Nachhaltigkeit ausrichten,
(6) in welcher Weise sie sich in weltweiten Verbänden und Foren organisieren,
(7) welche Bedeutung sie individueller und kollektiver Kritik von Konsumenten-

seite beimessen,
(8) auf welche Weise sie sich mit den TNB abstimmen,
(9) inwieweit sie und ihre Verbände hinsichtlich ihrer Prozeduren und internen

und externen Erwartungen und Zusicherungen ein eigenes Quasi-Recht aus-
bilden,

(10) wie ihre Leistungen im Hinblick auf die Abarbeitung der Altlasten der Alt-
stoffe und die Innovation von Neustoffen unter Gesichtspunkten der Nach-
haltigkeitssicherung zu bewerten sind.

Zum formellen Recht der Staaten und der in diesem Feld nur partiell bestehenden
internationalen Staatengemeinschaft ist – juristisch – zu untersuchen,
(11) welche organisatorischen und materiellen Regelungen zur behördlichen Risi-

kobewertung und zum Risikomanagement von Chemikalien in der EU, den
USA und Japan bestehen, die Vorgaben für die informelle Abstimmung der
TNB machen,

(12) welche derartigen Regelungen auf internationaler Ebene bestehen, insbeson-
dere auch im Hinblick auf die Konkretisierung und Implementation von
Grundregeln der Konventionen, ebenfalls als Vorgaben der TNB,

(13) welche vertrags- und haftungsrechtlichen Regeln in der EG, in den USA und
in Japan im Hinblick auf Chemikalienrisiken bestehen, die als Anschlüsse für
Selbstregulierung der TNU fungieren könnten.

Die Beantwortung der genannten Forschungsfragen wird Material hervorbringen,
das neben dem Ertrag aus der Literaturauswertung zur soziologischen Theoriebil-
dung über das informelle Recht der TNB und TNU sowie zur Fortentwicklung der
Anschlußbegriffe und -regeln im allgemeinen staatlichen und internationalen Recht
dienen kann. Ansätze zu solcher Theoriebildung werden im folgenden erläutert.
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(2) Theoriebildung im Bereich public governance –
Anschlüsse im staatlichen und internationalen Recht

Auf einer ersten Stufe ist zu ermitteln, welche formalen Ermächtigungen und Be-
fugnisse die Vertreter der Staatenwelt in die Netzwerke mit einbringen, und welche
nationalen und internationalen materiellen Normen für den Bereich gelten. Das
formelle Recht räumt den administrativen Agenturen auf den unterschiedlichen E-
benen diverse Ermessensspielräume ein und gibt ihnen Eingriffsbefugnisse und
Machtmittel an die Hand, die ganz unterschiedlich genutzt werden können, und
gleichzeitig antizipiert es (an manchen Stellen in stärkerem, an anderen in schwä-
cherem Maße) die Probleme einer möglichen Verselbständigung der Verwaltung
und trifft bestimmte Schutzvorkehrungen.

Zum Verständnis der inneren Struktur der TNB ist bedeutsam, wie mit den
vorgegebenen Regeln umgegangen wird und welche zusätzlichen Regeln und Rou-
tinen aus der Praxis emergieren, um das Recht den situativen Bedürfnissen anzu-
passen. Zu ermitteln sind insbesondere die internen „Metaregeln“ im Sinne von
gemeinsam geteilten Kriterien dafür, welcher Grad an Informalität akzeptabel ist,
und ab welchem Punkt man sich außerhalb der eigenen Kompetenzen bewegt.

Zu untersuchen ist, inwieweit der informelle Modus dazu beiträgt, die Pro-
blemlösung zu beschleunigen und ihre Effektivität zu steigern. Kriterien dafür sind
aus dem jeweiligen Handlungsfeld abzuleiten. Von Interesse ist dabei auch, ob
Konflikte, die bei den Entscheidungsprozessen auf nationaler, regionaler oder in-
ternationaler Ebene in der Schwebe gehalten wurden, auf die Umsetzung durch-
schlagen, und wie sie dort gelöst werden. Insbesondere stellt sich die Frage, ob es
den transnational agierenden Bürokratien gelingt, die Einseitigkeit der jeweiligen
nationalen Interessen des Herkunftsstaates zu Gunsten eines übergreifenden Ge-
meinwohls zu überwinden.

Ein Aspekt in Richtung auf Anschlüsse im formellen Recht ist die Beachtung
materieller Grundwerte und Legitimationsanforderungen. Im Hinblick darauf ist
bedeutsam, ob alle relevanten Interessen einfließen und in welchem Umfang auch
nicht-staatliche Akteure einbezogen werden. Solche Akteure können als Lieferan-
ten von Expertisen eingebunden werden. Sie können sich aber auch in einer äuße-
ren Zone des Netzwerks befinden, von wo aus sie den Entscheidungsprozeß durch
persuasion und durch Druckmittel zu beeinflussen suchen. Sie können ferner zu
einem integralen Bestandteil des Netzwerkes werden, an das unter Umständen so-
gar Befugnisse der Umsetzungskontrolle delegiert werden.

Die Analyse soll eine Antwort auf die Frage geben, inwieweit sich die neuen
Formen von public governance der innerstaatlichen Grundrechtsgewährleistung
und parlamentarischen Kontrolle entziehen, welche negativen Effekte und Verzer-
rungen auftreten können, und wie mit der möglichen Gefahr einer neuen Exper-
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tokratie und Technokratie konkret umgegangen wird. Dies bedeutet zugleich, die
Schutzvorkehrungen des vorgegebenen Rechts, insbesondere seine prozeduralen
und partizipativen Elemente sowie die formellen Mechanismen der Streitbeilegung
auf ihre Praxistauglichkeit zu überprüfen und zu klären, ob und wann Entscheidun-
gen, die im „Dickicht“ der administrativen Netzwerke getroffen wurden, zum Ge-
genstand einer Revision durch übergeordnete Instanzen werden. Fragen des Rechts-
schutzes stellen sich insbesondere dann, wenn nationales Verwaltungshandeln
durch TNB vorbestimmt wird, die im gerichtlichen Verfahren nicht überprüft wer-
den können.

Der prioritäre rechtssoziologische Bezugspunkt der genannten Aspekte von
public governance besteht in der Erarbeitung einer Theorie der „Interlegaliät“
(Santos 1995), welche in der Lage ist, die Wechselwirkungen zwischen beiden
Ordnungen – dem offiziellen Verwaltungsrecht der nationalen und internationalen
Organe einerseits und dem emergenten Recht der administrativen Netzwerke ande-
rerseits – in einer empirisch gültigen Weise zu rekonstruieren und ihre effektivitäts-
steigernden Anteile ebenso sichtbar zu machen wie mögliche dysfunktionale Ne-
beneffekte. Darauf aufbauend sind Kriterien zu entwickeln, welche helfen, das Zu-
sammenwirken der verschiedenen Normbestände in feste Bahnen zu lenken – und
zwar im Sinne einer problemadäquaten Bewältigung des „Widerstreits von formaler
und materialer Rationalität“ (Weber). Dieser ist zwar in seiner Grundstruktur eben-
so alt wie der Nationalstaat selbst, erhält aber durch die spannungsreichen Prozesse
rechtlicher Globalisierung noch zusätzliche Brisanz.

(3) Theoriebildung im Bereich private governance –
Anschlüsse im staatlichen und internationalen Recht

Auch für die Erforschung der Selbstregulierung von TNU ist zunächst eine Verge-
wisserung über den rechtlichen Rahmen erforderlich, um erste Aussagen über die
Kontaktflächen von formalem und informalem Recht treffen zu können. Zu klären
ist, welche Schranken das Recht den gesellschaftlichen Akteuren auferlegt, an wel-
chen Punkten der formale Rahmen darauf angewiesen ist, durch selbständige Initi-
ativen ausgefüllt zu werden, und welches ‚Bild‘ sich das Recht von den Hand-
lungskapazitäten und -dispositionen der relevanten Akteure macht.

Auf dieser Grundlage sollen die verschiedenen Erscheinungsformen von
Selbstregulierung untersucht werden, insbesondere unternehmens- oder verbands-
eigene allgemeine Leitlinien, konkrete Handlungsnormen, interne Auditie-
rungsstrukturen, Prüfungsstellen, fallbezogene Verhandlungen und Absprachen mit
öffentlichen Stellen, aber auch Formen der kontinuierlichen Zusammenarbeit zwi-
schen Unternehmen und Verbänden in Form von NGO-Business-Partnerships. Da-
bei empfiehlt es sich, zwei Ebenen des informellen transnationalen Rechts der TNU



Bereich A: Die Zukunft 257 A3
des Rechtsstaates Winter

zu unterscheiden, nämlich zum einen die Regeln eines einzelnen TNU, die es welt-
weit für sich und seine abhängigen Unternehmen aufstellt (Regeln von individuel-
len TNU), zum andern die Regeln, die Verbünde von TNU aufstellen, die in ver-
schiedenen Weltregionen ansässig sind (Regeln von TNU-Verbünden).

Unter dem Gesichtspunkt der Problemlösungskapazität ist zu klären, wie weit
das selbstgesetzte Recht in seinem Anspruchsniveau und seiner Reichweite über
staatliches bzw. zwischenstaatliches Recht hinausreicht. Von Belang ist, welche
selektiven Tendenzen und blinden Flecken die privaten Selbstregulative jeweils
aufweisen. Darüber hinaus soll geprüft werden, welche Normen zwingenden Cha-
rakter haben und welchen Normen lediglich der Status einer Empfehlung zukommt.
Zu klären sind ferner die Kontroll- und Überwachungsmechanismen und die
Durchsetzungsbefugnisse der Kontrolleure. Bedeutsam sind Erhebungen zum Grad
der Normkonformität in den verschiedenen Unternehmensteilen, und soweit die
internen Kontrolleure selbst über keine zuverlässige Datenbasis verfügen, indirekte
Erhebungen und Schätzungen zum Dunkelfeld. Die Untersuchung soll Aussagen zu
der Frage generieren, von welchen Faktoren der Grad an Effektivität abhängt, der
mit den unterschiedlichen Selbstregulativen erzielt werden kann.

Unter dem Gesichtspunkt der Beachtung materieller Grundwerte und Legiti-
mationsanforderungen ist zu klären, inwieweit die Selbstregulative dazu führen,
das Verhältnis zwischen Wirtschaftsakteuren und externen Anspruchgruppen neu
zu strukturieren. Selbstregulation kann ein Mittel sein, sich der öffentlichen Kritik
zu entziehen, sie kann aber auch umgekehrt die Erwartungen der Öffentlichkeit auf
eine stabile Basis stellen − etwa dann, wenn die Unternehmen zunehmend an ihren
eigenen Maßstäben gemessen werden und die Einhaltung der Standards sich zu ei-
nem quasi-rechtlichen Anspruch der Betroffenen bzw. der Regulierungsinteressen-
ten verdichtet.

Die fallorientierten Rekonstruktionen verfolgen den Zweck, einen rechtssozio-
logischen Analyserahmen zu generieren, mit welchem sich die verschiedenen
Kontaktflächen und Interaktionen zwischen beiden Sphären – der formalrechtlichen
und der informellen – systematisieren, in ihrer jeweiligen Problematik beschreiben
und auf ihre Verbesserungspotentiale untersuchen lassen. Um zu einer soziologisch
fundierten und juristisch anwendbaren Theorie der „Interlegalität“ (Santos 1995) zu
gelangen, soll ein Tableau erstellt werden, mit welchem das Beziehungsgeflecht
zwischen den Normbeständen unterschiedlicher Herkunft, Möglichkeiten des In-
einandergreifens, aber auch kontraproduktive Wechselwirkungen im Sinne der ge-
genseitigen Behinderung und der Verzerrung geltenden Rechts in ein empirisch ge-
haltvolles Kategoriensystem gebracht werden können. Hinsichtlich der rechtsso-
ziologischen Geltungsgrundlagen der informellen Normbestände stellt sich vor al-
lem die Frage, ob Selbstbindungen und Selbstregulative der multinationalen Unter-
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nehmen als eigenständige Schicht verbindlichen Gewohnheitsrechts im Zwischen-
raum von staatlichem Recht und Völkerrecht angesehen werden können.

(4) Doktrinenbildung im Bereich international governance –
Anschlüsse an transnational governance

Die interdisziplinäre Analyse soll nicht nur von der Eigenlogik neuer faktischer
Strukturen zum Recht hin denken, sondern umgekehrt auch von der Eigenlogik der
Entwicklung neuer Rechtsformen zum Faktischen hin. Hierfür ist die staats- und
völkerrechtliche Dogmatik aufzuarbeiten, die sich mit solchen Entwicklungen be-
faßt. Dabei sind spezifische Entwicklungen des formellen Rechts im Bereich der
von den Fallstudien erfaßten Politikbereiche zu beachten.

TNB & public governance

Aus dem Blickwinkel des staatlichen Rechts stellt sich das Phänomen der TNB als
ein Problem der Gewaltenteilung dar. Die parlamentarische Kontrolle der Exekuti-
ve verliert weiter an Boden, wenn sich TNB grenzüberschreitend verabreden und
damit die innerstaatliche Gesetzgebung präjudizieren, also festlegen. Der Ratifika-
tionsvorbehalt, der traditionell jedenfalls noch eine parlamentarische Notbremsung
ermöglicht, wird weiter entwertet, wenn sich TNB im Bereich technischer Stan-
dards bewegen. Dieser Bereich liegt normalerweise auf der untergesetzlichen Ebe-
ne, der nun aber konstitutive Bedeutung zuwächst, weil an einer Fortschreibung der
Gesetze unter Umständen gar nicht mehr gearbeitet wird. Es hilft auch nicht, auf
den klassischen Primat der Exekutive in der Außenpolitik zu verweisen, denn der
Sachbereich ist die kleine (aber nicht minder bedeutsame) Münze des „technischen
Rechts“. In der Sprache der frühen E(W)G geht es um neue „Zweckverbände
[funktionaler Integration]“ (Hans-Peter Ipsen 1972: 197 ff.), nicht um politische
Unionen. Die Frage, die sich aus dieser Sicht stellt, ist: Finden sich Äquivalente für
die parlamentarische Legitimation, und welches Potential kommt dabei der trans-
nationalen Öffentlichkeit zu?

Ein weiterer Rahmen staatlichen Rechts, den die TNB in Frage stellen, sind die
nationalen Grundrechte und die „objektiven“ verfassungsrechtlichen Schutzpflich-
ten, z.B. von Gesundheit und Umwelt. Das informelle Recht und Handeln der TNB
verstärkt diesen Schutz, kann ihn aber auch schwächen, wenn das vereinbarte Ni-
veau das nationale Niveau unterschreitet. Dabei fällt besonders ins Gewicht, daß
judizielle Garantien nicht recht greifen, wenn innerstaatliche Belastungen Einzelner
schon durch transnationale Absprachen vorgeprägt sind. Das nationale Gericht
kann den deal, der transnational abgeschlossen worden war, kaum wieder rückgän-
gig machen.
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Aus gesellschaftlicher Sicht stellt sich das Problem der Rechtssicherheit. Das
informelle Recht der TNB ist weit fließender als nationale Gesetze es sein können.
Gerade am Beispiel der Chemikalienregulierung läßt sich zeigen, wie kurzlebig die
Anläufe sind, die im Rahmen der TNB genommen werden. Besonders interessant
sind dabei policy-Schwankungen zwischen Regulierung und Selbstregulierung: Auf
die Eigeninitiative der Industrie in den 1980er Jahren folgte der bürokratische
Zugriff in den 1990ern und darauf seit wenigen Jahren ein neuer selbstregulativer
Ansatz. Hier stellt sich die Frage: Können Äquivalente für oder Korrekturen von
staatlichen Rechtsgarantien entwickelt werden?

In der Perspektive des Völkerrechts sind die TNB zunächst ein weiterer Bau-
stein in der Entwicklung zur internationalen Staatengemeinschaft. Sie sorgen mit
ihren Netzwerken für die beschleunigte Implementation der Politik internationaler
Organisationen und machen den Souveränitätspanzer der Staaten durchlässig. Al-
lerdings stellt sich damit zugleich das Machtproblem, das prozedurale Gesichts-
punkte aufwirft: Wie kann vermieden oder legitimiert werden, daß die in den TNB
bestimmenden Staaten zusätzliche Einflußmöglichkeiten auf die anderen Staaten
gewinnen? Soweit TNB in ungeformten Politikbereichen außerhalb internationaler
Organisationen tätig werden, entgehen sie dem völkerrechtlichen Kategoriensystem
mit seiner Dualität von Vertragsrecht und Beschlußrecht. Es handelt sich eher um
soft law, als dessen Unterkategorie das informelle Recht der public governance
auszudifferenzieren wäre. Es ist also zu fragen, wie die Regeln der Rechtsentste-
hung in internationalen Organisationen verbessert werden können. Eine ähnliche
Frage stellt sich für ein transnationales Recht der fairen Verfahren im Hinblick auf
„horizontale“ bürokratische Kooperationsnetzwerke außerhalb internationaler Or-
ganisationen.

Unter materiellen Aspekten bietet sich an, den Bestand derjenigen völkerge-
wohnheitsrechtlichen oder allgemeinen Rechtsgrundsätze zu sichten, die für die
Politikbereiche der Fallstudien und auch darüber hinaus relevant sind. Für den in
der ersten Projektphase im Vordergrund stehenden Umweltbereich sind insoweit
das Vorsorgeprinzip, das Nachhaltigkeitsprinzip, das Prinzip der internationalen
Gemeinschaftsgüter, aber auch ein möglicherweise heranwachsendes Prinzip des
internationalen Freihandels von Interesse. Es stellt sich hier die Frage: Kann das
informelle Recht der TNB als consuetudo und opinio iuris von entstehendem Völ-
kergewohnheitsrecht oder auch als constituens von allgemeinen Rechtsgrundsätzen
herangezogen werden?

TNU & private governance

In der Perspektive staatlichen Rechts stellt sich das Problem, daß die Schichten des
informellen Rechts der individuellen TNU und ihrer Verbünde außerhalb der Orga-
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nisations- und Handlungsformen der einzelnen Staaten gebildet und umgesetzt
werden. Das geschieht beispielsweise, wenn die europäischen, japanischen und a-
merikanischen Chemieunternehmen sich – um schärfere staatliche Maßnahmen ab-
zuwenden – einigen, für bestimmte Stoffe Risikountersuchungen, -bewertungen
und -managementmaßnahmen durchzuführen, oder wenn ein TNU für seine kon-
zerninterne Produktqualitätskontrolle Regeln aufstellt oder im Ausland Selbstbin-
dungen erklärt, die sich im Inland auswirken. Eine wesentliche Frage ist deshalb:
Können für das nationale Recht Verknüpfungen entwickelt werden, die die Nicht-
einhaltung der Versprechungen des informellen Rechts sanktionieren? In Betracht
kommen eine privatrechtliche Produkt- und Mängelhaftung des abhängigen Unter-
nehmens wie auch des Konzerns, desgleichen ein verwaltungsrechtlicher Rahmen
der Anerkennung von Selbstbindungen, der Verweisung über gesetzliche Formeln
wie „Regeln der Technik“ usf.. Prozedural bieten sich Anschlüsse an über Mitwir-
kungsrechte transnationaler NGOs im TNU und den Unternehmensverbünden, des-
gleichen die Eröffnung von Verbandsklagerechten.

In völkerrechtlicher Sicht ist zu fragen, inwieweit die transnationalen Rechts-
schichten der individuellen TNU und der TNU-Verbünde von völkerrechtlichen
Verträgen inkorporiert werden und inwieweit sie als eine Art soft law jedenfalls
mittelbare Verbindlichkeit erhalten können. Wegen ihres transnationalen Charak-
ters stellt sich weitergehend die Frage, ob den TNU und ihren Verbänden Völker-
rechtssubjektivität zukommen kann, und zwar nicht nur im Hinblick auf Rechts-
stellungen, die sie (im Hinblick auf Mitwirkungsrechte) mit NGOs und (im Hin-
blick auf Menschenrechte) mit den Individuen teilen könnten, sondern auch im
Hinblick auf Pflichtenstellungen. Dadurch entstünde die Chance neuer Pflichtenka-
nones, die sich etwa über die Figur der einseitig verbindlichen Erklärung hinsicht-
lich der Unternehmensleitlinien verwirklichen ließen oder auch über eine neue Ge-
neration quasi-völkerrechtlicher Verträge zwischen TNU/TNU-Verbänden und
Staaten/internationalen Organisationen. Am Beispiel der informellen Arbeitsteilung
zwischen den TNB und TNU bei der Aufarbeitung der Chemikalien kann man zei-
gen, wie nützlich es wäre, wenn hier eine verbindliche Vereinbarung (etwa zwi-
schen CEFIC/CMA und OECD) abgeschlossen werden könnte.

Zweite Phase: Verbreiterung der empirischen Basis −
Theoretische und historische Vertiefung

Für eine zweite Förderungsphase ist zum einen vorgesehen, eine weitere größere
Fallstudie durchzuführen, damit die empirische Basis des Projektes zur Absiche-
rung der Theoriebildung vertieft und verbreitert wird. Sie soll sich aus Kontrast-
gründen mit einem formell stärker durchgebildeten Regime befassen. Als Kandidat
hierfür kommt der Klimaschutz in Betracht. Je nach den Ergebnissen der ersten
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Phase ist jedoch auch denkbar, über den Bereich „Wirtschaft und Umwelt“ hinaus-
zugehen.

Zum zweiten besteht die zentrale Aufgabe in der zweiten Phase darin, das
Spannungsverhältnis zwischen informellem und formellem Recht im transnationa-
len Bereich theoretisch und historisch gründlicher zu erfassen.

Eine traditionelle Erklärung, die im Projekt genauer ausgearbeitet werden soll,
besagt, daß es der Normalität des Rechts entspreche, gegen die Entwicklungsdyna-
mik der Praxis relativ statische Orientierungspunkte zu setzen. Dadurch würden
politisch lange umkämpfte und informell ausprobierte Entscheidungen auf Dauer
gesetzt und wirkten dann als Rahmen mit Rechtssicherheitsgewähr. Zudem stelle
die Öffentlichkeit der Rechtsbildung ein Gegengewicht gegen Prozesse der Macht-
bildung im Bereich der transnationalen Exekutive und der transnationalen Märkte
dar. Gegen eine solche Erklärung ließe sich einwenden, daß das Völkerrecht gerade
dabei ist, die genannten Funktionen zu verlieren. Es kann mit seinen Formen mög-
licherweise nur die staatlichen Akteure beobachten und kontrollieren; die mögli-
cherweise viel relevanteren Prozesse faktischer Machtbildung muß es dagegen ig-
norieren.

Um diesen Fragen auf der Spur zu bleiben, empfiehlt es sich, die Geltungs-
gründe des Völkerrechts unter dem Gesichtspunkt neu aufzubereiten, daß auch sie
weitgehend staatsbezogen sind. Das gilt insbesondere für die heute herrschende po-
sitivistische Lehre, die auf den Willen und Konsens der beteiligten Staaten abstellt.
Diese Lehre nimmt die Problemlösungskapazität der informellen Strukturen von
public und private governance nicht ausreichend wahr. Der traditionelle Hauptkon-
kurrent dieser Lehre, nämlich die naturrechtliche Begründung des Völkerrechts,
kommt allerdings ebensowenig in Betracht, weil sie der Vielfalt der Weltkulturen
nicht Rechnung trägt.

Eine Brücke könnte dagegen eine funktionalistische Lehre bieten, die den
Geltungsgrund in den Regelungsnotwendigkeiten und dementsprechend in den
Sachstrukturen sieht (vgl. Knut Ipsen 1999: 15 Rdnr. 41), ebenso auch die rechts-
soziologische Begründung, die für die faktischen Wandlungen offener ist, aller-
dings mit dem Übergang von der Genesis- zur Geltungsfrage Schwierigkeiten hat.

Weiterführende Erkenntnisse über die Grundlagen, aber auch Risiken einer
neuen Verankerung des „Völkerrechts“ in den Gesellschaften dürften sich auch aus
einer historischen Betrachtung ergeben. Eine Rekonstruktion der historischen Vor-
aussetzungen des modernen Völkerrechts könnte zeigen, daß der Staat als Objekt
und Träger des Völkerrechts spezifische Ordnungsleistungen erbracht hat, die den
Gesellschaften des ausgehenden Mittelalters nach innen und außen neue Möglich-
keiten eröffnete. Wenn diese Ordnungsleistung heute aufgegeben oder relativiert
wird, muß gefragt werden: Wohin führt eine Beliebigkeit postmoderner Vielfalt
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von Rechtsordnungen? Droht ein Rückfall in das unüberschaubare Geflecht der
mittelalterlichen „konkreten Ordnungen“? Welche neuen Ordnungen bieten sich
an?

Radikaler könnte gefragt werden: Kann nicht eine Zwischen-Rechtsschicht oder
gar ein Rechtsraum sui generis konstruiert werden, der zwischen Völkerrecht als
Staatenrecht und nationalem Recht liegt? Dieser Raum zeichnet sich durch eine ei-
gene Infrastruktur von Kategorien aus, derer sich gesellschaftliche Akteure grenz-
überschreitend bedienen, mit denen sie Netzwerke bilden und in denen sie als
Rechtssubjekte und Pflichtadressaten auftreten können, und zwar ohne (direkt oder
völkerrechtlich vermittelt) einer – meist unpassenden – einzelnen nationalen
Rechtsordnung unterworfen zu sein? Das juristische Fundament einer solchen
Rechtsschicht wäre wohl das Gewohnheitsrecht. Dabei ginge es nicht um das Völ-
kergewohnheitsrecht, sondern um das Gewohnheitsrecht als eine in allen Rechts-
schichten gleichermaßen anerkannte Rechtsquelle, also im subnationalen, nationa-
len und internationalen Recht.

Dritte Phase: Systematisierung der Empirie und Reformentwürfe

In einer dritten Förderungsphase sollen die empirischen Ergebnisse bereichsüber-
greifend systematisiert werden. Es ist denkbar, daß Aussagen darüber gemacht
werden können, unter welchen Bedingungen sich Formen der public und private
governance als erfolgreich erwiesen haben. Daraus sollen Reformvorschläge einer-
seits zu Managementaspekten und andererseits zu den staats- und völkerrechtlichen
Grundbegriffen und -regeln ausgearbeitet werden.

3.5.2 Untersuchungsmethode

Juristisch-soziologische Interdisziplinarität

Methodisch zeichnet sich die Untersuchung vor allem dadurch aus, daß sie soziolo-
gische und juristische Zugangsweisen kombiniert. Das Wechselverhältnis beider
Disziplinen ergibt sich aus der Sache selbst, nämlich aus dem dynamischen Zu-
sammenwirken von formalen und informellen Strukturen im Praxisfeld.

Für die Erforschung der emergenten Handlungsformen in den transnationalen
Feldern wird man, so lautet eine naheliegende Hypothese, einen umfassenderen
Begriff des Informalen zugrunde legen müssen, als das in der bisherigen Diskussi-
on über normabweichende Problemlösungsstrategien in nationalen Kontexten üb-
lich ist (zur Debatte über den informalen Rechtsstaat vgl. Bohne 1981; Lübbe-
Wolff 1990; und Mayntz u.a. 1978). Im Rahmen nationaler Verwaltungstätigkeit
wird der informale Vollzugsmodus geduldet, solange es nicht zu gravierenden Ver-
stößen gegen die Basisregeln des DRIS kommt.
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Auf transnationaler Ebene ist der begrenzende formale Rahmen demgegenüber
sehr viel schwächer ausgeprägt. Ohne ein gehöriges Maß an „Subpolitik“ (Beck;
1986: 329) – etwa Formen der kreativen Normfortbildung auf operativer Ebene, der
experimentellen Erzeugung von Quasi-Recht und der Selbstermächtigung relevan-
ter Problemlösungsagenturen – ist eine funktionsfähige „Global Governance-
Architektur“ (Messner 2000) zum gegenwärtigen Zeitpunkt kaum vorstellbar.

Für die soziologische Analyse bedeutet dies: Das Informale ist nicht einfach als
Abweichung vom Modus regelkonformen Verhaltens aufzufassen, sondern muß in
seiner Eigenlogik, seiner relativen Autonomie und seinen spezifischen Geltungs-
grundlagen wahrgenommen werden. Für die juristische Analyse besteht die Heraus-
forderung unter anderem darin, sich nicht allein auf Fragen der Zulässigkeit und der
Rechtmäßigkeit zu konzentrieren. Sie muß den Schwerpunkt, stärker als dies auf
der nationalen Betrachtungsebene üblich ist, auf die Betrachtung der Funktionalität
und der Flexibilisierung der formalen Strukturen legen.

Soziologische Erhebungs- und Auswertungsverfahren

Der eigentlichen Fallstudienarbeit vorgeschaltet ist eine Sichtung des Schrifttums,
die Beschaffung der einschlägigen Dokumente sowie einige erste Experteninter-
views, die – zumindest in Teilen – als online-Befragung durchgeführt werden kön-
nen.

Für die eigentliche Erhebung des Fallstudienmaterials sind problemzentrierte
Interviews, eine Kombination von Experteninterview und narrativem Interview
(vgl. Witzel 1985), mit verschiedenen in- und ausländischen Praktikern im Unter-
suchungsbereich vorgesehen. Bei der Auswertung ist auf eine Kombination von in-
haltsanalytischen und strukturrekonstruktiven Elementen zu achten, wodurch auch
die impliziten und latenten Merkmale der untersuchten Wirklichkeitsausschnitte
sichtbar gemacht werden können (vgl. Bohnsack 1993; Oevermann u.a. 1997;
Schütze 1977).

Diese Vorgehensweise, die sich von den gängigen Varianten des Expertenin-
terviews vor allem durch ihr Interesse an den eher inoffiziellen und nicht vollstän-
dig reflektierten Gehalten unterscheidet, ist erforderlich, um der Dialektik zwischen
den herkömmlichen und vermutlich immer noch denkbeherrschenden Rechtsfigu-
ren auf der einen und den emergenten Anpassungsstrategien der Praxis auf der an-
deren Seite auch in methodologischer Hinsicht Rechnung zu tragen.

Anschließend sind Hypothesen zu den Folgen einer stärkeren Formalisierung
der beobachteten Handlungsformen zu erarbeiten und durch weitere Interviews
empirisch zu überprüfen.
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Rechtswissenschaftliche Methoden

Die Darstellung der bereichsspezifischen und der allgemeinen Begriffe, Grundsätze
und Regeln des staatlichen und internationalen Rechts wird sich der üblichen Me-
thoden der Auswertung und Systematisierung von Rechtstexten, Gerichtsentschei-
dungen und Literatur bedienen. Soweit über die Beschreibung des geltenden Rechts
hinaus neue Auslegungsvarianten und dogmatische Figuren zu entwickeln sind,
wechselt der Blick „von außen“ auf das Recht zu dem Blick „von innen“ über, bei
dem das Recht als interpretationsfähiger Rahmen erscheint.

Je nach der zu bearbeitenden Rechtsschicht werden dann Unterschiede zwi-
schen den allgemeinen Auslegungsmethoden staatlichen Rechts, den besonderen
Auslegungsmethoden regionaler Gemeinschaften wie der EU sowie den Methoden
der Auslegung völkerrechtlicher Verträge zu beachten sein.

Soweit rechtspolitische Vorschläge entwickelt werden, ist dies besonders aus-
zuweisen. Allerdings ist die Grenze zwischen Argumenten de lege lata und ferenda
gerade im Völkerrecht fließend, weil dort die Entscheidung für eine Auslegungs-
meinung zugleich in besonderem Maße als Rechtsfortbildung wirkt.

Besonderer Aufmerksamkeit bedarf die Einbeziehung der soziologischen Er-
kenntnisse in die rechtliche Argumentation. Sie ist unproblematisch, sofern es um
die schlichte Darstellung von Rechtsnormen geht. Insoweit kann die Soziologie als
Normbereichs-, Folgen- oder Entstehungsanalyse einfach angefügt werden. Im
Hinblick auf die rechtsdogmatische Auslegung und rechtspolitische Fortbildung des
Rechts ist sie über Metaregeln einzubeziehen, die eigens auszuweisen sind, etwa
über die topische Regel, daß die Auskunft über die Entstehung oder die Folgen ei-
ner Norm als Argument im Rahmen ihrer Auslegung oder Fortbildung akzeptiert
sein soll.

Exkurs: Kooperationspartner

Aus den bisherigen Projekten zur Chemikalienregulierung auf nationaler und euro-
päischer Ebene haben sich eine Fülle von Kontakten zu Behörden und Unterneh-
men ergeben, die auch für die Recherchen zu der geplanten neuen Fallstudie ge-
nutzt werden können.

Auf wissenschaftlicher Ebene ist eine Kooperation vor allem mit Völkerrecht-
lern geplant, und zwar – im Hinblick auf das Umweltvölkerrecht – mit Professor
Dr. Thilo Marauhn, Universität Gießen, und Prof. Dr. André Nollkaemper, Univer-
sität Amsterdam sowie – im Hinblick auf das allgemeine Völkerrecht – mit PD Dr.
Thomas Giegerich, der demnächst auf eine Professur für Öffentliches Recht mit
dem Schwerpunkt Europarecht/Völkerrecht am Fachbereich Rechtswissenschaft der
Universität Bremen berufen werden wird. Dr. Giegerich hat bereits bei der Ausar-
beitung dieses Antrags mit zahlreichen Anregungen mitgewirkt. Zudem wird am
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Fachbereich Rechtswissenschaft momentan eine Juniorprofessur eingerichtet. Der
voraussichtliche Stelleninhaber, Dr. Nico Kirsch (Öffentliches Recht, Völkerrecht),
hat bereits großes Interesse an der Mitwirkung an diesem Projekt bekundet.

3.5.3 Arbeitsprogramm und Zeitplan

Rechtssoziologischer Projektteil

Der soziologische Projektteil soll wegen seiner besonderen Komplexität (und weil
der Projektleiter kein genuiner Soziologie ist) von einer Person durchgeführt wer-
den, die bereits Forschungserfahrung besitzt und mit dem Projekt nicht erst promo-
viert. Dementsprechend sind die Arbeitsschritte auf nur eine Person, aber eine sol-
che in Vollbeschäftigung zugeschnitten.

Im Rahmen des soziologischen Projektteils sollen empirische Fallstudien zur
Transnationalisierung der Chemikalienregulierung durchgeführt werden, wobei
vorhandene Konzepte und Theorien zum Themenkomplex global governance zu
rezipieren und anhand des ausgewählten Gegenstandes auf ihre Stichhaltigkeit zu
überprüfen sind. Hinsichtlich der ersten Projektphase (2003 bis 2007) gliedert sich
der Projektteil in folgende Arbeitsschritte:

Schritt 1:
(1) Zusammenstellung der wesentlichen objektiven Daten zum Problemfeld

(Schätzungen zur Anzahl, Menge und Art der zu regulierenden Stoffe in den
beteiligten Weltregionen; Stand des Wissens über ihre Gefährlichkeit; Substi-
tutionsmöglichkeiten; Anzahl und Art der Marktbeschränkungen) und

(2) Zusammenstellung der wesentlichen objektiven Daten zu den beteiligten Ak-
teuren (wirtschaftliche und organisationssoziologische Daten zu den Herstel-
lern und Vertreibern; Zuständigkeiten, Personal und Organisation der beteilig-
ten nationalen und regionalen Behörden und internationalen Organisationen;
Organisationsgrad und Zielsetzungen der beteiligten NGOs).

(3) Rekonstruktive Dokumentenanalysen verfügbarer Richtlinien, Arbeitspro-
gramme und Aufgabenbeschreibungen der beteiligten Wirtschaft und öffentli-
chen Stellen erfolgen, um die Zielsetzungen, Kompetenzverteilungen und Kon-
fliktpunkte zu identifizieren.

Die Interpretation dieser Daten soll zu einer ersten Strukturierung des Untersu-
chungsfeldes führen.

Schritte 2 und 3: Durchführung und Auswertung von etwa 45 Interviews zum
Handlungsfeld der transnationalen Chemikalienregulierung sowie Theoriebildung
zu public und private governance. Die Interviews untergliedern sich in
(4) eine eher explorative Sondierungsphase und
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(5) zwei elaboriertere Befragungswellen.

Für jeden der drei Schritte sind jeweils folgende 15 Interviews vorgesehen:

Organisation

Abfolge

UNEP Ministerien
(D; USA;
Japan)

ILO FAO WHO EU Kon-
zerne

Chemie-
verbände

NGOs

Sondierung 1 3 1 1 1 1 2 3 2

1. Durchlauf 1 3 1 1 1 1 2 3 2

2. Durchlauf 1 3 1 1 1 1 2 3 2

Die Erhebung umfaßt beide Bereiche, public und private governance, deren Analy-
se parallel zueinander durchgeführt werden soll. Als Interviewpartner für die Erhe-
bung sind Repräsentanten der verschiedenen staatlichen, überstaatlichen und nicht-
staatlichen Organisationen und Organe auszuwählen, die maßgeblichen Einfluß auf
den Steuerungserfolg ausüben.

Für den Bereich public governance sind folgende Akteursgruppen bei der Er-
hebung besonders zu berücksichtigen:

Als wichtige internationale Promotoren des Policy-Prozesses sind die vier Or-
ganisationen – UNEP, FAO, ILO und WHO – zu beleuchten, um Aussagen über
deren jeweilige Problemsicht, die vorhandenen Problemlösungskapazitäten und ty-
pische Handlungsbarrieren treffen zu können.

Die OECD soll in ihrer Rolle als Koordinator der einzelstaatlichen Prüfungs-
und Regelungsaktivitäten sowie in ihrer Rolle als Interessenvertreter im Verhältnis
zu den anderen Akteuren im Regelungsfeld untersucht werden.

Eine Ebene höher sind Interviews mit Vertretern des IPCS (Interorganizational
Programme for the Sound Management of Chemicals) durchzuführen, um ermitteln
zu können, wie Meinungsverschiedenheiten zwischen den Mitgliedern (UNEP,
WHO, ILO und FAO) ausgetragen werden und welche formellen und informellen
Regeln der Aufgabenbewältigung sich hierbei herausbilden.

Geplant sind ferner Interviews mit Vertretern einiger nationaler Umweltminis-
terien, wobei neben Deutschland, den USA und Japan auch einige weitere Länder
zu berücksichtigen sind, die besonders exponierte Standpunkte vertreten (etwa
Schweden und Dänemark, die eine chemiekritische Position vertreten). Hinzu
kommen Interviews mit der Europäischen Kommission und dem Europäischen Bü-
ro für Chemische Stoffe, um zu ermitteln, in welcher Weise die Europäische Union
als eigenständiger Akteur in das Beziehungsgeflecht eingebunden ist.

Für den Bereich der private governance sind Interviews mit der chemischen
Industrie geplant, und zwar auf der Stufe der einzelnen Konzerne (Vertreter der in-
ternen toxikologischen Abteilungen, des BUA – Beratergremium umweltrelevante
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Arbeitsstoffe), auf Verbandsebene (VCI, CEFIC, CMA) sowie auf der Höhe des
transnationalen Zusammenschlusses von Chemieverbänden ICCA (International
Council of Chemicals Associations). Zu ermitteln sind die Kapazitäten und Instru-
mente selbstinduzierter Formen der Risikominimierung.

Wichtige Akteure aus dem Spektrum der NGOs sind Greenpeace und der
World Wide Fund for Nature (WWF). Erhoben werden sollen die Chancen, durch
Aktivitäten inner- und außerhalb der bestehenden Organisationen und Foren (vor
allem: IFCS – Intergovernmental Forum on Chemical Safety) auf die laufenden
Politikprozesse Einfluß zu nehmen. Ebenfalls in ihrer Eigenschaft als Mitglieder
von Netzwerken mit eigenen Interessen und Deutungen sollen einige Wissen-
schaftler befragt werden, die an der Ausgestaltung des Procederes maßgeblich be-
teiligt waren.

Schritt 4: Neben den empirischen Erhebungen soll im soziologischen Projektteil
Grundlagenarbeit erledigt werden, die die Fallstudien immer wieder auf theoreti-
sche Fragen bezieht. Hierzu bedarf es einer Sichtung und Vertiefung einschlägiger
Ansätze der TNB, der Selbststeuerung von TNU und der Pluralisierung von auf
transnationale Interaktionen bezogenen Rechtsschichten und Rechtsordnungen.
Diese zunächst mitlaufende Arbeit wird zum Ende des Projektes in den Vorder-
grund treten, weil dann die empirischen Ergebnisse vertieft zu analysieren sind.

Arbeitsschritte (soziologischer Projektteil) 2003 2004 2005 2006

I. Explorative Phase: Objektive Daten, Dokumenenanaly-
se; explorative Interviews

II. Erste Befragungswelle; Theoriebildung transnational
governance

III. Zweite Befragungswelle; Theoriebildung zu transnatio-
nal governance

IV. Analytische Abstraktionen und Systematisierung; Ab-
stimmung mit rechtswissenschaftlichem Projektelement

Juristischer Projektteil

Im juristischen Projektteil sollen zwei (mit je einer halben Stelle dotierte) Mitar-
beiter/-innen tätig werden. Er gliedert sich deshalb in zwei Arbeitspakete.

Das eine Arbeitspaket widmet sich vorwiegend dem staatlichen und internatio-
nalen Recht in seinen Anschlußkategorien für public governance. Das zweite Ar-
beitspaket bezieht sich auf das staatliche und internationale Recht in seinen
Anschlußkategorien für private governance. Beide Arbeitspakete müssen zudem
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den juristischen Teil der Fallstudien mit bearbeiten. Dabei ist wiederum eine Auf-
teilung nach Aspekten der public und private governance vorgesehen.

Hinsichtlich der ersten Projektphase (2003 bis 2007) gliedert sich der Projektteil in
folgende Arbeitsschritte:

Schritt 1: Nach einer Einarbeitungsphase sollen beide Pakete zunächst den
rechtlichen Rahmen der transnationalen Chemikalienregulierung aufarbeiten. Erst
danach sind die Anschlüsse im allgemeinen Staats- und Völkerrecht einerseits für
public governance, andererseits für private governance aufzuarbeiten.

Schritt 2: Hier geht es darum, die unterschiedlichen Ebenen und Instrumente
der Chemikalienregulierung strukturiert darzulegen und unter den Aspekten Prob-
lemlösungskapazität und Grundwerteberücksichtigung/Legitimation zu analysieren.
Zu behandeln ist das nationale Recht (am Beispiel Deutschlands und der USA), das
Recht regionaler Organisationen (am Beispiel der EU) und das internationale Recht
(PIC-Konvention, POP-Konvention, Abkommen zu den internationalen Organisati-
onen UNEP, ILO,WHO, FAO, OECD).

Schritt 3: Die Aufgabe hier ist es, die Begriffe, Prinzipien und Regeln des
Staats- und Völkerrechts im Hinblick auf Prozesse der transnationalen public go-
vernance einerseits, private governance andererseits aufzuarbeiten. Dabei ist eine
ständige Abstimmung mit den Erkenntnisfortschritten im soziologischen Projektteil
erforderlich.

Schritt 4: Die Ergebnisse der Fallstudie sollen mit denen der allgemeinen
staats- und völkerrechtlichen Dogmatik zusammengeführt werden. Einzubeziehen
sind die Ergebnisse des soziologischen Teilprojektes.

Arbeitsschritte (juristischer Projektteil ) 2003 2004 2005 2006

I. Einarbeitung in die Projektthematik; Abstim-
mung im Sfb

II. Darstellung und Analyse des rechtlichen Rah-
mens der internationalen Chemikalienregulie-
rung und Sekundäranalyse weiterer Regime un-
ter dem Gesichtspunkt public und private go-
vernance

III. Erarbeitung der allgemeinen staats- u. völker-
rechtlichen Kategorien zu public und private
governance

IV. Verschränkung von II. und III. unter Einbezie-
hung der soziologischen Ergebnisse
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3.6 Stellung innerhalb des Programms
des Sonderforschungsbereichs und
Entwicklungsperspektive des Teilprojekts

Im Gesamtzusammenhang des geplanten Sfb wird in dem hier vorgestellten Teil-
projekt die Verlagerung von Staatlichkeit in der Rechtsdimension untersucht. Das
Teilprojekt erfaßt Prozesse der Verlagerung von Problemlösungen aus dem for-
mellen Recht der Staaten und der staatsbasierten internationalen Organisationen auf
das informelle Recht von TNB (public governance) und TNU (private governance).
Dabei werden die durch TNB und TNU getragenen Prozesse der Transnationalisie-
rung des Rechts daraufhin analysiert, welchen Beitrag sie zur Verwirklichung eines
transnational verstandenen Gemeinwohls leisten.

Abbildung 3: Die zwei Achsen rechtsstaatlichen Wandels

PrivatisierungVerstaatlichung

Internationalisierung

Subnationalisierung

staatenbasiertes
Recht

Das Teilprojekt wird jedoch nicht bei der Beschreibung und Erklärung von Verla-
gerungsprozessen stehenbleiben. Vielmehr soll versucht werden, das informelle
Recht des transnational governance wieder in das formelle Recht der Staaten zu-
rückzuholen. Indem in diesem Teilprojekt die tatsächlichen Entwicklungen der
Verlagerung der Staatlichkeit in die Rechtskategorien zurückgetragen werden, kann
das Projekt auch die Ergebnisse anderer Teilprojekte des Sfb aufgreifen und sie für
die Fortbildung der allgemeinen staats- und völkerrechtlichen Dogmatik verwerten.
In dieser rechtsdogmatischen Orientierung kann es deshalb eine Querschnittsfunk-
tion für alle Projekte in der Rechtsdimension des Sfb haben.

Das hier vorgeschlagene Teilprojekt grenzt sich in spezifischer Weise von den
anderen Rechtsprojekten des Sfb ab, um in Kooperation mit ihnen den Wandel von
Staatlichkeit in der Rechtsdimension angemessen beurteilen zu können.

Mit den Teilprojekten A1 („Sozialregulierung und Welthandel“) und A2 („Ju-
ridifizierung der Streitbeilegung“) hat A3 den Gegenstand der internationalen Ver-
rechtlichung gemeinsam. Hier wie da geht es um veränderte Rechtsformen jenseits
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des Staates. Für A1 und A2 steht jedoch das von den Staaten getragene Recht im
Vordergrund. Sie interessieren sich dafür, ob der Staat vermehrt an internationales
Recht gebunden ist. Hier in A3 hingegen werden internationale Verrechtli-
chungsprozesse betrachtet, die gewissermaßen am Staat vorbei entstanden sind und
sich an private Rechtsadressaten richten. Während sich also A1 und A2 mit interna-
tionalen Verrechtlichungsprozessen befassen, untersucht A3 transnationale Ver-
rechtlichungsprozesse jenseits des Staates.

Dieser Fokus auf transnationale Verrechtlichungsprozesse hat das vorliegende
Teilprojekt A3 mit Teilprojekt A4 („Neue Formen der Rechtssicherheit“) gemein-
sam. Hier wie da geht es u.a. um die rechtlich gebundene Selbststeuerung von
transnationalen Austauschprozessen. Im Teilprojekt A4 wird die transnationale
Verrechtlichung grenzüberschreitender Marktbeziehungen untersucht; hier in A3
geht es dagegen um die transnationale Verrechtlichung von grenzüberschreitenden
Marktprozessen im Gemeinwohlinteresse. Während sich A4 dabei ganz auf die pri-
vate Verrechtlichung jenseits des Staates konzentriert, soll hier in A3 untersucht
werden, wie diese informellen Rechtsformen mit dem durch die Staaten weiterhin
getragenen formalen Recht kompatibel gemacht werden. Insofern ist es, systema-
tisch betrachtet, zwischen A1 und A2 einerseits und A4 andererseits angesiedelt.

3.7 Abgrenzung gegenüber anderen geförderten Projekten

In der Forschungsstelle für Europäisches Umweltrecht (FEU), die Prof. Gerd Win-
ter leitet, läuft zur Zeit das DFG-Projekt „Doppelstandards“ über das umweltbezo-
gene Verhalten von deutschen TNU bei ihren Direktinvestitionen in Entwicklungs-
und Schwellenländern. Formen der Selbstregulierung durch codes of conduct, kon-
zerninternes Management und selbst gesetzte technische Normen werden soziolo-
gisch ermittelt und juristisch im Hinblick auf privatrechtliche Anschlüsse (Haf-
tungsrecht, Vertragsrecht, Werberecht) beurteilt. Weiterhin wird untersucht, inwie-
weit das Recht des Ursprungsstaates auf die Tätigkeit im Investitionsstaat „über-
wirkt“ und ob das Völkerrecht solche Überwirkungen zuläßt oder gar gebietet.

Die Ergebnisse des laufenden Projekts werden den Einstieg in das neue Vorha-
ben erleichtern. Das hier vorgeschlagene Teilprojekt geht aber weit über das lau-
fende Vorhaben hinaus: Zur private governance kommt public governance hinzu
und wird in der Verknüpfung mit private governance untersucht. In der Fallstudie
geht es nicht um Probleme des Anlagenbetriebs, sondern um solche von Produkt-
politik. Schließlich steht im transnationalen Zuschnitt des Teilprojektes nicht das
Regelungsgefälle zwischen Industrie- und Entwicklungsländern im Vordergrund,
sondern die joint ventures von TNU-und TNB-Verbünden verschiedener Industrie-
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länder (EU, USA, Japan), also die internen governance-Probleme der OECD-Welt
selbst.

Ein weiteres, vom BMBF finanziertes Projekt der FEU widmet sich rechtlichen
Bedingungen der wirtschaftlichen Innovation am Beispiel der europäischen Chemi-
kalienregulierung. Seine Ausrichtung ist vorwiegend praxisbezogen und im übrigen
auf die europäische Szenerie beschränkt. Es stellt jedoch eine weitere brauchbare
Vorbereitung für die geplante Fallstudie dar.
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